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V
or einigen Tagen hat die 
Bundesregierung mit ei-
ner „konzertierten Akti-
on“ mehrerer Ministe-
rien Maßnahmen zur 

Verbesserung der Pflegesituation 
und der Arbeitsbedingungen für 
die Pflegenden verkündet. Solche 
Maßnahmen sind dringend erfor-
derlich, denn in Deutschland wer-
den immer mehr Menschen pfle-
gebedürftig und es fehlt an immer 
mehr ausgebildeten Pflegekräften. 
Nun sollen also politische Wei-
chenstellungen dazu führen, bes-
sere Rahmenbedingungen für den 
Pflegeberuf zu schaffen. Die Pflege-
Arbeitskräfte sollen unter anderem 
mehr Wertschätzung, ein besseres 
Arbeitsumfeld und mehr Einsatz- 
und Aufstiegsmöglichkeiten erhal-
ten.  

Wenn das nur so einfach wäre. 
Denn viele Maßnahmen wurden ja 
bereits erprobt und zahlreiche Pfle-
ge-Reformen in Gang gesetzt. An 
der Pflege-Notlage hat dies bisher 
jedoch nichts entscheidend än-
dern können.  

Derzeit bereiten sich die Pflege-
schulen in Fulda auf die im kom-
menden Jahr 2020 startende neue 
einheitliche Pflege-Ausbildung vor 
und werden sich sicherlich auf der 
Fuldaer Bildungsmesse am 16. und 
17. Juni schon mit neuen Konzep-
ten präsentieren. Zukünftig – so 
die Neuerung in Kürze dargelegt – 
wird einheitlich nach einem Curri-
culum zur Pflege ausgebildet. Spe-

zialisierungen auf einzelne Berei-
che wie etwa die Altenpflege erfol-
gen erst später zum Ende der Aus-
bildungszeit hin und in der Praxis, 
damit sich für Absolventen mehr 
Optionen im Beruf ergeben.  

Auch die Bezahlung in der Pflege 
soll gemäß der kürzlich verkünde-
ten politischen Agenda aus Berlin 
besser werden, jedoch ist aus dem 
Konzept der Regierung nicht wirk-
lich deutlich geworden, woher das 
zusätzliche Geld letztendlich kom-
men soll, das dafür im „System 
Pflege“ nötig wäre. Bezüglich der 
Bezahlung von Pflegekräften ist die 
Caritas übrigens gegenüber den 
Wettbewerbern in den vergange-
nen Jahren schon in Vorleistung 
gegangen und hat mit ihrem Cari-
tas-Tarif den Pflegekräften vieler-
orts deutlich mehr als durch-
schnittlich üblich gezahlt. Dies 
machte eine im Januar veröffent-
lichte Untersuchung des Verban-
des katholischer Altenhilfe in 
Deutschland (VKAD) mit dem Titel 

„Fehleinschätzungen zur Entloh-
nung in der Altenhilfe – ein fakten-
basierter Vergleich mit politischen 
Anregungen“ sichtbar.   

Nichtsdestotrotz muss die Cari-
tas ihre Suche nach kompetenten 
Arbeitskräften für die Pflegeein-
richtungen des katholischen 
Wohlfahrtsverbandes ebenfalls 
immer mehr verstärken. Das 
macht deutlich: Am Geld allein 
liegt es nicht, dass derzeit nicht ge-
nug Menschen bereit sind, diese 
Arbeit zu übernehmen.  

Ich denke, auf „Knopfdruck“ 
wird ein Berufsfeld eben nicht 
durch ein paar kleine Handstriche 
wieder attraktiv, wenn die Arbeit 
jahrzehntelang gesellschaftlich 
nicht ausreichend goutiert wurde. 
Alter, Gebrechlichkeit und Pflege 
sind in unserer Gesellschaft immer 
noch Themen, mit denen sich je-
der, so lange es nur möglich ist, 
nicht wirklich befassen möchte. 
Da ist es wirklich bemerkenswert 
positiv zu erleben, mit welchem 
Enthusiasmus die jungen Leute ih-
re Arbeit sehen und ausüben, die 
sich trotz dieser gesellschaftlichen 
Tabuisierung für die Pflege ent-
schieden haben.  

Es gibt also noch viel zu tun, da-
mit der Pflegeberuf wirklich nach-
haltig attraktiver werden kann. 
Vielleicht ist Fantasie und Mut zu 
Visionen nötig. Wie, wenn bei-
spielsweise langfristig Pflege-und 
Mediziner-Ausbildung noch viel 
mehr aneinander heranrückten.

Der Autor ist Diözesan- 
Caritasdirektor in Fulda. 

analysiert, ob die Maßnahmen der Bundesregierung im Bereich Pflege zielführend sind,  
die Situation für Pflegekräfte und -bedürftige zu verbessern.
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Konzertierte Aktion

Wir sind noch da, wir 
machen weiter. Das 
war die Botschaft, 

die von der Klausur der Gro-
Ko-Fraktionen im Bundestag 
ausgehen sollte. Deren Vorsit-
zende Ralph Brinkhaus, Rolf 
Mützenich und Alexander 
Dobrindt legten sich sehr ins 
Zeug, um koalitionäre Har-
monie zu demonstrieren. Da 
war viel von Vertrauen die Re-
de, von Einigkeit und einem 
guten Gefühl. Tatsächlich 
hatte die Zusammenkunft et-
was von einem letzten Auf-
bäumen. Es ging darum, 
Handlungsfähigkeit zu bewei-
sen, doch der Ertrag des Tref-
fens ist dürftig.  

Interessant ist, was offiziell 
nicht besprochen wurde. All 
das nämlich, was in der Koali-
tion strittig ist. Vor allem die 
Grundrente hat das Potenzial, 
die Koalition zu sprengen, 
weil der von der SPD geforder-
te Verzicht auf eine Bedürftig-
keitsprüfung gegen den Koali-
tionsvertrag verstößt. 

Torsten Henke 
zur GroKo

Letztes 
Aufbäumen

Bundesinnenminister 
Horst Seehofer und sei-
ne Länderkollegen taten 

gestern so, als sei es das Selbst-
verständlichste überhaupt, 
dass Daten von Sprachassis-
tenten wie Alexa und Siri oder 
von smarten Geräten wie 
Fernsehern nicht als Beweis-
mittel vor Gericht zugelassen 
werden. War die Aufregung 
der vergangenen Tage also 
völlig umsonst? 

Gewiss nicht. Es ist stets das 
Bestreben der Innenminister, 
technische Innovationen und 
große Datenbanken zu nut-
zen, um Verbrechen aufzuklä-
ren und zu verhindern sowie 
Täter zu überführen. Deshalb 
mag nun vielleicht ein An-
griff auf die Privatsphäre der 
Nutzer solcher Geräte und 
Anwendungen abgewehrt 
sein. Es werden jedoch weite-
re folgen. Der Abwägungspro-
zess zwischen den Erforder-
nissen der inneren Sicherheit 
und den bürgerlichen Frei-
heitsrechten geht weiter.

Claus Schöner 
zu den Innenministern

Angriff 
abgewehrt

E
s ist nicht die erste, aber 
eine massive allgemeine 
Verunsicherung, die zur 
Zeit jene Parteien erfasst 
hat, die sich einst von 

großen Teilen des Wahlvolkes ge-
tragen sahen und deshalb als 
Volksparteien galten. Liegen die 
Christdemokraten nur noch 
gleichauf mit den Grünen, kon-
kurriert die SPD am Rande mit der 
AfD. Das alles ging so schnell, dass 
beide Parteien völlig ihre Wähler 
vergessen hatten und sich in über-
flüssigen Personalzwisten aufrie-
ben und wenig Einigkeit bei der 
Klärung von Sachfragen in der Ko-
alition zeigten. 

Nach schockierenden Umfrage-
ergebnissen sind sie jetzt endlich 
aufgewacht. Ausgerechnet der 
kommissarische SPD-Chef Thors-
ten Schäfer-Gümbel hat einen neu-
en Gegner gefunden: die Grünen. 
Zwar ist seine Kritik an der Partei 
extrem vereinfacht, aber sie ent-
hält auch Wahrheiten, genau wie 
die jüngste Kritik aus dem Lager 
der Christdemokraten, die um ihre 
traditionelle Führungsposition 
bangen.  

In der Tat haben die Grünen aus 
der Klimahysterie Kapital geschla-
gen, ebenso wie die AfD sich er-
folgreich auf die Migrationsfrage 
konzentriert hat. Bei beiden Partei-
en, die Schäfer Gümbel gewiss 
nicht beim Personal und den In-

halten vergleichen wollte, findet 
eine Verkürzung der Politik statt. 

Immerhin, der Erfolg gibt vor al-
lem den Grünen recht, deren Poli-
tik kaum noch hinterfragt wird. 
Dabei haben auch SPD und die 
Union durchaus Lösungskonzepte 
für die Klimaproblematik auf ihren 
Programmen. Aber die Realisie-
rung ist ungleich schwieriger als 
grüne Schwadroneure uns jetzt 
noch – ohne Regierungsverant-
wortung – weismachen wollen. 

Kann der neue Gegner die Koali-
tion zusammenschweißen und da-
mit über die Zeit retten? Wenn die 
Koalitionäre sich jetzt in wichtigen 
Fragen einig werden und die ent-
sprechenden Konzepte ohne Getö-
se realisieren, vielleicht.  

Aber es drohen längst neue Per-
sonalien in den Vordergrund zu ge-
raten. Bei der Union schwelt die 
Kanzlerkandidatenfrage weiter 
und die SPD steht vor der Entschei-
dung, sich ihres letzten, erfolgrei-
chen Kanzlers als Parteimitglied zu 
entledigen: Gerhard Schröder ver-
sucht, die Annexion der Krim 
durch seinen Freund Putin zu 
rechtfertigen. Das ist der Abschied 
von Grundregeln der Demokratie. 
Bei ihm kein Ergebnis der Verunsi-
cherung, sondern das Bekenntnis 
zum Kapital. Für die SPD noch ein 
Anlass zur Verunsicherung, aber 
auch die Chance, den ungeliebten 
Genossen loszuwerden. 

Ob ein neuer Gegner  
SPD und Union zusammenschweißt, 
fragt sich VOLKER FEUERSTEIN

Retten die Grünen 
die Koalition?
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Die Zahl der Blutspenden hat in den vergangenen Jahren abge-
nommen – dabei kann ein Piks Leben retten. 

Gehen Sie zur Blutspende?

Insgesamt 121 Teilnehmer (Auflösung der Frage von gestern)

Gewiss können sich Industrielän-
der, die sehr verschwenderisch mit 
fossilen Brennstoffen umgegangen 
sind, jetzt einer strikten Selbstkas-
teiung unterwerfen, wenn sie dazu 
willens sind. Aber verbessert das die 
Wirksamkeit unseres Handelns auf 
globaler Ebene? (...) Wir sollten 
nach pragmatischen Lösungen su-
chen. Mit all dem Enthusiasmus, 
der sich in den Klimademonstratio-
nen offenbart. Aber auch so, dass 
die freiheitliche Grundordnung 
nicht über die Massen einge-
schränkt wird.

Die „Neue Zürcher Zeitung“ 
meint zu den Forderungen  
der Klimaschützer:

Mehr Pragmatismus

Immerhin sind nicht nur Kandida-
ten noch im Rennen, die den Brexit 
für das große Glück des Landes hal-
ten, sondern auch solche, die in ei-
nem Austritt ohne Abkommen den 
Selbstmord der Konservativen se-
hen oder die bekennende EU-
Freunde sind. (...) Und wer weiß, 
welche Allianzen in den kommen-
den Tagen noch zustande kom-
men. Aber klar, Johnson ist der 
Mann, der zu schlagen ist. Er hat 
nicht nur an seiner Erscheinung ge-
arbeitet – Clown war gestern –, son-
dern auch seine Rhetorik gemäßigt.

Die „FAZ“ schreibt zur Vorsit-
zendenwahl bei den Tories in 
Großbritannien: 

Clown war gestern

Man muss schon genau lesen, um 
zu erkennen, dass dies kein Frei-
brief ist: Das Vergasen männlicher 
Küken, die zum Legen von Eiern 
nicht taugen, ist nur noch über-
gangsweise erlaubt. So lange, bis 
Verfahren zur Geschlechtsbestim-
mung im Brutei in den Betrieben 
im industriellen Maßstab möglich 
sind. Vermutlich wird das gar nicht 
mehr lange dauern. Das Problem 
ist, experimentell erfolgreiche Ver-
fahren auch großflächig anzuwen-
den. Welche Methoden sich durch-
setzen, ist offen. 

Die „Rheinpfalz“ (Ludwigsha-
fen) kommentiert das Küken-
Urteil:

Kein Freibrief
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